Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1808 


Antrag 

der Fraktion des GB/BHE 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Versorgung der Opfer 
des Krieges (Bundesversorgungsgesetz) in der 
Fassung vom 7. August 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 866) in der Fassung des Ge- 
setzes vom 19. Januar 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 25) wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1. § 31 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Grundrente beträgt monatlich 

bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
um 30 vom Hundert 21 Deutsche Mark, 
um 40 vom Hundert 28 Deutsche Mark, 
um 50 vom Hundert 35 Deutsche Mark, 
um 60 vom Hundert 49 Deutsche Mark, 
um 70 vom Hundert 64 Deutsche Mark, 
um 80 vom Hundert 79 Deutsche Mark, 
um 90 vom Hundert 95 Deutsche Mark, 
bei Erwerbsunfähig- 
keit 111 Deutsche Mark.“ 

2. § 32 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die volle Ausgleichsrente beträgt 
monatlich 

bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
um 50 vom Hundert 60 Deutsche Mark, 
um 60 vom Hundert 63 Deutsche Mark, 
um 70 vom Hundert 75 Deutsche Mark, 
um 80 vom Hundert 90 Deutsche Mark, 
um 90 vom Hundert 1 13 Deutsche Mark, 
bei Erwerbsunfähig- 
keit 138 Deutsche Mark.“ 
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3. § 33 Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

„(1) Ausgleichsrente ist nur insoweit zu 
gewähren, als sie zusammen mit dem son- 
stigen Einkommen folgende Monatsbeträge 
nicht übersteigt: 

bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
um 50 vom Hundert 1 15 Deutsche Mark, 
um 60 vom Flundert 120 Deutsche Mark, 
um 70 vom Hundert 130 Deutsche Mark, 
um 80 vom Hundert 150 Deutsche Mark, 
um 90 vom Hundert 175 Deutsche Mark, 
bei Erwerbsunfähig- 
keit 200 Deutsche Mark. 

Die Monatsbeträge erhöhen sich für die 
Ehefrau (den Ehemann) und die Kinder, 
die bei der Bemessung der Ausgleichsrente 
zu berücksichtigen sind (§ 32 Abs. 3), um 
je 20 Deutsche Mark. 

(2) Als sonstiges Einkommen gelten alle 
Einkünfte in Geld und Geldeswert ohne 
Rücksicht auf ihre Quelle. Als sonstiges 
Einkommen gelten auch freiwillige Lei- 
stungen, die mit Rücksicht auf ein frühe- 
res Dienst- oder Arbeitsverhältnis oder 
eine frühere selbständige Berufstätigkeit 
oder als zusätzliche Versorgungsleistung 
einer berufständischen Organisation lau- 
fend gewährt werden, mit dem 25 
Deutsche Mark monatlich übersteigenden 
Beträge. Von Einkünften aus nichtselb- 
ständiger Arbeit im Sinne des § 19 Abs. I 
Nr. 1 des Einkommensteuergesetzes blei- 
ben 70 Deutsche Mark monatlich und von 
dem darüber hinausgehenden Betrag drei 
Zehntel, von Einkünften aus nichtselbstän- 
diger Arbeit im Sinne des § 19 Abs. 1 
Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes 



25 Deutsche Mark außer Ansatz. Das mo- 
natliche sonstige Einkommen ist auf volle 
Deutsche Mark nach unten abzurunden.“ 

4. § 40 erhält folgende Fassung: 
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Die Grundrente der Witwe beträgt 
60 Deutsche Mark monatlich; hat eine 
Witwe, die weder erwerbsunfähig ist 
noch für mindestens ein Kind im Sinne 
des § 41 Abs. 1 Buchstabe c zu sorgen 
hat, das vierzigste Lebensjahr noch nicht 
vollendet, so beträgt die Grundrente 
30 Deutsche Mark monatlich.“ 

5. § 41 Abs. 3 bis 5 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„(3) Die volle Ausgleichsrente der 
Witwe beträgt monatlich 89 Deutsche 
Mark. 

(4) Ausgleichsrente ist nur insoweit zu 
gewähren, als sie zusammen mit dem 
sonstigen Einkommen 125 Deutsche 
Mark monatlich nicht übersteigt. 

(5) § 33 Abs. 2 und 3 finden ent- 
sprechende Anwendung.“ 

6. In § 44 wird in Satz 1 die Zahl „1200“ 
durch die Zahl „1800“ ersetzt und er- 
hält Satz 4 folgende Fassung: 

„Wird die zweite Ehe aufgelöst, so 
gelten die Vorschriften über die Wit- 
wenbeihilfe (§ 48) entsprechend.“ 

7. § 46 erhält folgende Fassung: 
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Die Grundrente beträgt bei Waisen, 
deren Vater oder Mutter noch lebt, 
15 Deutsche Mark, bei Waisen, deren 
Vater und Mutter nicht mehr leben, 
23 Deutsche Mark monatlich.“ 

8. § 47 Abs. 2 bis 4 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„(2) Die volle Ausgleichsrente beträgt 
monatlich 

bei Waisen, deren Vater oder Mutter 
noch lebt, 45 Deutsche Mark, 

bei Waisen, deren Vater und Mutter 
nicht mehr leben, 75 Deutsche Mark. 

(3) Ausgleichsrente ist nur insoweit zu 
gewähren, als sie zusammen mit dem für 
clen Unterhalt der Waise zur Verfügung 
stehenden sonstigen Einkommen fol- 
gende Monatsbeträge nicht übersteigt: 


bei Waisen, deren Vater oder Mutter 
noch lebt, 58 Deutsche Mark, 

bei Waisen, deren Vater und Mutter 
nicht mehr leben, 88 Deutsche Mark. 

(4) § 33 Abs. 2 und 3 finden Anwen- 
dung, Absatz 2 jedoch mit folgender 
Maßgabe: Einkünfte im Sinne des Satzes 2 
gelten mit dem 20 Deutsche Mark monat- 
lich übersteigenden Betrage als sonstiges 
Einkommen. Von Einkünften aus nicht- 
selbständiger Arbeit bleiben nur solche im 
Sinne des § 19 Abs. 1 Nr. 1 des Einkom- 
mensteuergesetzes außer Ansatz, und zwar 
30 Deutsche Mark monatlich und von 
dem darüber hinausgehenden Betrag drei 
Zehntel.“ 

9. § 51 Abs. 2 und 4 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„(2) Elternrente ist nur insoweit zu ge- 
währen, als sie zusammen mit dem son- 
stigen Einkommen folgende Monats- 
beträge nicht übersteigt: 

bei einem Elternpaar 1 85 Deutsche Mark, 
bei einem Elternteil 1 30 Deutsche Mark.“ 

„(4) § 33 Abs. 2 Satz 1 und 2 finden 
Anwendung, Satz 2 jedoch mit der Maß- 
gabe, daß von diesen Einkünften bei 
einem Elternpaar der 30 Deutsche Mark, 
bei einem Elternteil der 20 Deutsche 
Mark monatlich übersteigende Betrag als 
sonstiges Einkommen zu berücksichtigen 
ist.“ 

10. § 55 Abs. 1 Buchstabe b erhält folgende 
Fassung: 

„b) eine Beschädigten- oder Witwenrente 
mit einem Anspruch auf Elternrente, 
so gilt für die Beurteilung der Bedürf- 
tigkeit der Eltern bei Beschädigten 
und Witwen die Ausgleichsrente als 
sonstiges Einkommen (§51 Abs. 4).“ 

Artikel 2 
Übergangsvorschriften 

(1) Soweit der Anspruch auf Rente aner- 
kannt ist oder Rente als Kannleistung oder 
im Wege des Härteausgleichs gewährt wird, 
werden die Versorgungsbezüge von Amts 
wegen neu festgestellt. 

(2) Neue Ansprüche auf Ausgleichsrente 
oder Elternrente, die sich aus diesem Gesetz 
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ergeben, werden nur auf Antrag festgestellt. 

Wird der Antrag bis zum 

(drei Monate nach Inkrafttreten des Ge- 
setzes) gestellt, .so beginnt die Elternrente 

oder Ausgleichsrente mit dem 

(Erster des Monats des Inkrafttretens), frü- 
hestens aber mit dem Monat, in dem die 
Voraussetzungen erfüllt sind. 

Artikel 3 

Bekanntmachung des Wortlautes des 
Bundesversorgungsgesetzes 

Der Bundesminister für Arbeit wird er- 
mächtigt, das Gesetz über die Versorgung 
der Opfer des Krieges (Bundesversorgungs- 
gesetz) in der sich aus diesem Gesetz ergeben- 
den Fassung unter neuem Datum bekannt- 


zumachen und hierbei Unstimmigkeiten in 
der Paragraphenfolge und im Wortlaut zu 
beseitigen. 

Artikel 4 

Anwendung des Gesetzes auf Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1956 in 
Kraft. 


Bonn, den 22. Oktober 1955 


Dr. Mocker und Fraktion 


3 



